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8 MiFID II: Aufzeichnungspflichten und
Product Governance
Ingo Wegerich ~ Andr€ Röhrle, beide Luther Rechtsan-
waltsgesellschaft
D MiFID II wird erhebliche Auswirkungen auf die
Bankpraxis haben. In diesem Beitrag werden die
Änderungen und Neuerungen im Bereich der Auf-
zeichnungspflichtensowie die Product Governance
behandelt.

12 Limitierung nach Going Concern-An-
satz: Möglichkeiten zur regelkonformen
Umsetzung
Prof. Dr. Dirk Heithecker, Volkswagen Financial Ser-
vices AG
D Mit dem neuen Säule IPlus-Ansatz erhöht die
EBA die Eigenkapitalanforderung erheblich. Der Bei-
tragzeigt auf, wie trotzdem sinnvoll eine Going Con-
cern-Sichtweise in der Risikotragfähigkeitsrechnung
und Limitierung möglich wäre, um auch künftig die
regelkonforme Abbildung der Geschäftsstrategie
und des Risikoappetits zu gewährleisten.

20 Neues Recht der Syndikusrechtsanwäl-
te:Hinweise zur Arbeitsvertragsgestal-
tung
Dr. Volker Schneider, Luther Rechtsanwaltsgesell-
schaftmbH, Hamburg
D Seit dem 01.01.2016 gilt das neue Recht der Syn-
dikusanwälte.Nachdem fin den ersten Monaten die
Frage im Vordergrund stand, wie die Möglichkeit
der rückwirkenden Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht genutzt werden konnte, richtet
sich der Blickjetzt nach vorne. Der Beitrag beschäf-
tigtsich mit den aktuellen Fragen, die die gesetzli-
che Neuregelung nach der Einführungsphase nun-
mehr im„Dauerbetrieb" aufwirft.
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28 Widerrufsfälle: Bundesgerichtshof gibt
Leitlinien vor
Tilman Hölldampf, Schütze &Partner Rechtsanwälte
Partnerschaftsgesellschaft mbH
D Der Beitrag setzt sich kritisch mit den Entschei-
dungen des Bundesgerichtshofs vom 12.07.2016
und den darin aufgestellten Leitlinien zu Wider-
rufsfällen insbesondere zu den Anforderungen an
die Widerrufsbelehrung und den Voraussetzungen
einer rechtsmissbräuchlichen Ausübung des Wider-
rufsrechtsauseinander.

36 Konnexität bei Swap-Verträgen:
konkretisierte Anforderungen
Dr. Stephan Bausch, Luther Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH, Köln
D Der Beitrag befasst sich unter kritischer Wür-
digung der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofsmit den Anforderungen an eine Konnexität bei
Swap-Verträgen, Aufklärungspflichten der Bank und
unter welchen Voraussetzungen eine Aufklärungs-
pflichtüber einen anfänglichen negativen Markt-
wertentfallen kann.

40 Compliance-Kultur: Einbindung in
Strategie und Führung der Bank
Anette Neitzert ~ Markus Hoß, beide Westerwald Bank
eG, Volks- und Raiffeisenbank
D Die Anforderungen an die Aufgaben und die
Tätigkeit des Compliance-Beauftragten haben sich
in den vergangenen Jahren verändert. Das Aufga-
benspektrum und damit auch die Anforderungen
an die Ausübung seiner Tätigkeit haben sich von
einer eherex post-orientierten Kontrollfunktion hin
zu einer proaktiven, begleitenden und präventiven
Tätigkeit mit klarer exante-Fokussierung entwickelt.
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1~1Vorstand , ICr~~~l i ~~_ ~ ~ .K~~ntn ~~~An11~~~~ 1~1Aufsicht 1~1Compliance

Das neue Recht ~ der
Syndikusrechtsanwälte
Aktuelle Fragestellungen und Hinweise zur Arbeitsvertragsgestaltung.

Dr. Volker Schneider,
Rechtsanwalt,

Fachanwalt für Arbeitsrecht,
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH,

Hamburg.

Diskutieren Sie zum Thema

dieses Beitrags mit anderen

Bankpraktikern in unserem

FCH Blog:
blog.fc-heidelberg.de

Diesen Beitrag finden Sie

dort unter der Rubrik:

Vorstand/Revision/IT.

~ GesetzzurNeuordnungdesRechtsderSyndiku-

sanwälteund zur Änderung der Flnanzgerichts-

ordnungvom 21.12107 5, BG81 12015 S. 2.517.

Z BSG,Urtellevom03.04.2014,B5PE3/14R,BSRE

9/14 R,BSRE 13/14 R.

3 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Be-

rufsanerkennungsrichtllnle und zur Änderung
weitererVorschrihen im Berelchder rechtsbera-

tenden Berufe vom 05.09.2016, BT-Drs. 18/9521.

D Zum 01.01.2016 ist das Gesetz zur Neuord-

nungdes Rechts der Syndikusanwälte~ in Kraft

getreten. Nachdem in den ersten Monaten die

Frage im Vordergrund stand, wie die Mög-

lichkeit der rückwirkenden Befreiung von der

Rentenversicherungspflicht genutzt werden

konnte, richtet sich der Blickjetzt nach vorne.

Der folgende Beitrag beschäftigt sich mit den

aktuellen Fragen, die die gesetzliche Neurege-

lung nach der Einführungsphase nunmehr im

„Dauerbetrieb" aufwirft.

I. Einleitung

Seit dem 01.01.2016 gibt es neben dem nieder-

gelassenen Rechtsanwalt einen neuen Typus

des Rechtsanwalts, den Syndikusrechtsanwalt.

Der Syndikusrechtsanwalt ist ein Rechtsanwalt,

der eine anwaltliche Tätigkeit im Arbeitsver-

hältnisbei einem nicht anwaltlichen Arbeitge-

berausübt. Die Zulassung als Syndikusrechts-

anwalt, die durch die Rechtsanwaltskammer

erfolgt, ermöglicht auf Antrag die Befreiung

von der gesetzlichen Rentenversicherung durch

die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV).

Der Syndikusrechtsanwalt wurde geschaffen,

um die Folgen der Rechtsprechung des Bun-

dessozialgerichtsvom 03.04.20142 zu korrigie-

ren. Nach dieser Rechtsprechung wares nicht

mehr möglich, für eineTätigkeit als„Alt-Syndi-

kus" (=Unternehmensjurist, der zugleich nie-

dergelassener Rechtsanwalt ist) eine Befrei-

ung von der Rentenversicherungspflicht zu

erlangen. Die gesetzliche Neuregelung eröff-

nete —zeitlich befristet bis zum 01.04.2016 —

die Möglichkeit, zusammen mit der Befreiung

für die aktuelle Beschäftigung als Syndikus-

rechtsanwaltauch eine rückwirkende Befrei-

ungfür davorliegende Beschäftigungen unter

bestimmten Voraussetzungen (Pflichtmitglied-

schaft im Versorgungswerk, Entrichtung ein-

kommensbezogener Beiträge) zu beantragen.

Dies hat zu einer Antragsflut im ersten Quar-

tal 2016 bei den Rechtsanwaltskammern und

bei der DRV geführt. Inzwischen sind die ersten

Zulassungsbescheide der Rechtsanwaltskam-

mern und die ersten Befreiungsbescheide der

DRV ergangen.

Nachdem in den ersten Monaten vor allem die

Frage im Vordergrund stand, wie die Arbeits-

verträge der Alt-Syndizi zu ergänzen sind, um

eine Zulassung als Syndikusrechtsanwalt und

eine (rückwirkende) Befreiung von der Ren-

tenversicherungspflicht zu erlangen, treten

nunmehr Fragen in den Vordergrund, wie bei

einer Änderung der ausgeübten Tätigkeit und

bei einem Wechsel des Arbeitgebers zu verfah-

ren ist. Außerdem werden vermehrt Syndikus-

rechtsanwältezugelassen, die nicht zuvor„Alt-

Syndikus" waren. Auch steigt das Bewusstsein

für die berufsrechtlichen Anforderungen an

einen Syndikusrechtsanwalt und für die Privi-

legien,die mit dieserTätigkeit verbunden sind.

Für Alt-Syndizi stellt sich weiterhin die Frage, ob

eine Zulassung als Syndikusrechtsanwalt bean-

tragtwerden muss und, falls ein noch anhän-

giges Befreiungsverfahren mit der DRV aus der

Zeit vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen

Neuregelung geführt wird, wie mit diesen Ver-

fahren umzugehen ist. Schließlich liegt inzwi-

schen ein neuer Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung3 vor, der eine geringfügige Änderung

der neuen Regelungen der BRAG für Syndikus-

rechtsanwälte beinhaltet (siehe III.3.)

II. Zulassungsfragen

1. Veränderungen im fortbestehenden

Arbeitsverhältnis

In jedem Arbeitsverhältnis gibt es im Laufe

der Zeit Veränderungen. Es kommen Aufga-

ben hinzu, Aufgaben fallen weg, es ändern sich

die Verantwortlichkeitenund es kommt zu Ver-

setzungenund Arbeitsvertragsänderungen. In

allen Fällen ist zu fragen, welche Auswirkungen
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sich auf die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt
und damit mittelbar auf die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht ergeben.

a) Anzeige von Änderungen

Der Syndikusrechtsanwalt hat der Rechtsan-

waltskammerjede tätigkeitsbezogene Ände-
rung des Arbeitsvertrages einschließlich der
Aufnahme eines neuen Arbeitsverhältnisses
sowie jede wesentliche Änderung der Tätig-
keitinnerhalb des Arbeitsverhältnisses unver-

züglichanzuzeigen (§ 46b Abs. 4 Satz 1 BRAO).
Erfasst werden ebenso vertragliche Änderun-
gen wie (nur) tatsächliche Änderungen der
Tätigkeit.

aa) Änderungen des Arbeitsvertrages

Im Fall einer tätigkeitsbezogenen Änderung
des Arbeitsvertrages muss der Syndikusrechts-
anwaltder Anzeige an die Rechtsanwaltskam-
mer eine Ausfertigung oder eine öffentlich
beglaubigte Abschrift des geänderten Arbeits-
vertrages beifügen. In der Praxis bietet es sich
an, sogleich eine dritte Ausfertigung der Ver-

tragsänderung zur Vorlage bei der Rechtsan-

waltskammer zu erstellen.

Es ist zu beachten, dass jede tätigkeitsbezo-

gene Änderung des Arbeitsvertrages anzuzei-

gen ist, gleich ob sie wesentlich oder unwe-
sentlich ist. Entscheidend ist allein, dass die
Änderung tätigkeitsbezogen ist. Änderun-
gen des Gehalts sind nicht tätigkeitsbezogen,
es sei denn, hiermit ist eine Änderung der
Tätigkeit verbunden4. Gleiches gilt für Aktu-
alisierungen des Arbeitsvertrages aus recht-
lichen Gründen (z. B. eine Neuformulierung
der Schriftformklausel oder der Ausschluss-
klausel). Bezieht sich hingegen eine Arbeits-
vertragsergänzung oder -änderung auf die
Zuweisung einer anderen Tätigkeit oder auf

eine andere organisatorische Zuordnung
oder wird die Tätigkeitsbeschreibung geän-

dert, die im Rahmen des Zulassungsverfah-

rensvorgelegt wurde, bedarf es einer Anzeige.

Unschädlich sind nurVertragsänderungen,die
keinen Bezug zur ausgeübten Tätigkeit haben
und die auch nicht mittelbar Folge einer geän-
derten Tätigkeit sind. Die Gewährung eines
Dienstwagens z. B. ist für sich genommen
nicht tätigkeitsbezogen. Die Dienstwagenge-

Währung kann aber Folge einer Beförderung
auf eine höhere Hierarchiestufe oder einer
Tätigkeitsänderung mit verstärkter Reisetätig-
keit und damit indirekt Folge einer Tätigkeits-
änderung sein und wäre damit anzeigepflich-
tig. Stets anzuzeigen ist eine Beendigung des

Arbeitsverhältnisses oder die Begründung

eines neuen Arbeitsverhältnisses, gleich ob
dies anstelle oder zusätzlich zu dem bisheri-
gen Arbeitsvertrag erfolgt.

bb)Änderung der Tätigkeit

Kommt es zu einer Änderung der Tätigkeit
ohne dass der Arbeitsvertrag geändert wird,
so besteht die Anzeigepflicht nur bei wesent-
lichen Änderungen der Tätigkeit. Dies führt
zu der Frage, wann eine wesentliche Ände-

rung der Tätigkeit vorliegt. Die Anzeigepflicht
soll der Rechtsanwaltskammer ermöglichen zu
prüfen, ob die Zulassung als Syndikusrechts-
anwalt zu widerrufen ist, weil die geänderte
Tätigkeit nicht mehr die Voraussetzungen des
§ 46a BRAG erfüllt bzw, ob ein Antrag auf
Erstreckung der Zulassung auf die geänderte
Tätigkeit nach § 46b Abs. 3 BRAG erforder-
lich ist. Keine wesentliche Tätigkeitsänderung
dürfte vorliegen, wenn innerhalb einer Rechts-
abteilung ein anderes Rechtsgebiet zugewie-
sen wird, im Übrigen die anwaltliche Tätigkeit
aber unverändert bleibt. Ein Wechsel von der
Rechts- in die Personalabteilung dürfte hinge-
gen wesentlich seins.

Wenn zur bestehenden anwaltlichen Tätigkeit
nichtanwaltliche Aufgaben hinzukommen,
kann sich eine Wesentlichkeit daraus erge-
ben, dass der anwaltliche Teil der Gesamttä-
tigkeit nicht mehr prägend ist. Bisher lassen
die Rechtsanwaltskammern offen, ob es aus-
reicht, wenn mehr als 50 %der Arbeitszeit auf
die anwaltliche Tätigkeit entfallen oder ob ein
höherer Anteil erforderlich sein kann. Solange
diese Unsicherheit besteht, kann jede hinzu-

kommende nichtanwaltlicheTätigkeitwesent-
lichsein, dahierdurch der Anteil der prägenden
anwaltlichen Tätigkeit zurückgeht. Im Zweifel
sollte eine Anzeige gegenüber der Rechtsan-

waltskammererfolgen.

b) Reaktion der Rechtsanwaltskammer

Wenn die Rechtsanwaltskammer zu dem
Schluss gelangt, dass die Änderung wesent-

~~ Die Anzeigepflicht

bei tatsächlichen

und vertraglichen

Veränderungen ist zu

beachten. Sie dient

der Rechtssicherheit

über den Fortbestand

der Zulassungs- und

Befreiungsvoraus-

setzungen.

Gesetzentwurf vom 16.06.2015, BT-Drs.18/5201,
5.36.

5 Gesetzentwurf vom 16.06.2015, BT-Drs.18/5201,
5.36.
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~> Der Gesetzgeber

plant rückwirkend

zum 01.01.2016 die

Schließung einer

zeitlichen Lücke

bei der Zulassung

zum Syndikus-

rechtsanwalt.

6 Gesetzentwurf vom 16.06.2015, BT-Drs.18/5201,

S. 36.

~ A.A.wohlMüller/v. Kummer/Wengenroth,DB2016,

5.1.193, 1.198.

e Gesetzentwurfvom 16.06.2015, BT-Drs.18/5201,

S. 20.

9 MüKo-Müller-Glöge, 6. AuFl. 2012, § 673a BGB

Rn. 92 m.w.N.

10 §46bAbs.3BRA0.

lich ist, wird sie den Syndikusrechtsanwalt

auffordern, einen Antrag auf Erstreckung der

Zulassung auf die geänderteTätigkeit zustellen

(§ 46b Abs. 3 BRAO). Im Rahmen dieses Erstre-

ckungsverfahrens ist die DRV zu beteiligen,

so dass ein Erstreckungsbescheid Bindungs-

wirkung gegenüber der DRV für einen erneu-

ten Befreiungsantrag hatb. Wenn hingegen

die Rechtsanwaltskammer zu dem Ergebnis

kommt, dass keine wesentliche Tätigkeitsän-

derung vorliegt und kein Erstreckungsverfah-

ren stattfindet, unterbleibt eine Beteiligung

der DRV, weshalb die DRV an die Einschät-

zung der Rechtsanwaltskammer nicht gebun-

den ist . Dies hat zur Folge, dass wenn die DRV

von einer wesentlichen Änderung der Tätig-

keitausgeht und diese Einschätzung zutreffend

ist, der Befreiungsantrag seine Wirkung verliert,

selbst wenn noch eine wirksame Zulassung als

Syndikusrechtsanwalt besteht8.Dies ergibt sich

daraus, dass die Zulassung zum Syndikusrechts-

anwalt andie konkreteTätigkeitgebunden ist

und nur bezüglich dieser konkreten Tätigkeit

die Zulassung der Rechtsanwaltskammer die

DRV bindet. Es sollte daher, wenn die Rechts-

anwaltskämmer der Auffassung ist, die Ände-

rung der Tätigkeit sei unwesentlich, die Ände-

rung der DRV angezeigt und um schriftliche

Bestätigung gebeten werden, dass die vorlie-

gende Befreiung sich auch auf die geänderte

Tätigkeit bezieht. Falls die DRV keine entspre-

chende Bestätigung abgibt, bliebe die Möglich-

keit,vorsorglich bei der Rechtsanwaltskammer

einen Antrag auf Erstreckung derZulassung zu

stellen, um auf diesem Wege eine Bindung der

DRV an die Entscheidung der Rechtsanwalts-

kammer zu erreichen.

2. Arbeitgeberwechsel

a) Betriebsübergang

Bei einem Betriebsübergang erfolgt der Arbeit-

geberwechsel kraft Gesetzes, ohne dass es

einer Änderung des Arbeitsvertrages bedarf.

Gleichwohl kann ein Arbeitgeberwechsel zu

einer wesentlichen Änderung der Tätigkeit

führen. Ein neuer Arbeitgeber, auch wenn er

in alle Rechte und Pflichten aus dem Arbeits-

verhältnis nach § 613a BGB eintritt, mag ein

anderes Verständnis von der Rolle des Syndi-

kusrechtsanwalts in seinem Unternehmen im

Hinblick auf dieTätigkeiten, die fachliche Unab-

hängigkeitund die Befugnis, den Arbeitgeber

nach außen zu vertreten, haben. Dabei ist zu

berücksichtigen, dass eine vom alten Arbeit-

geber erteilte Prokura oder Handlungsvoll-

macht nicht nach § 613a BGB auf den neuen

Arbeitgeber übergeht9. Von daher ist bei jedem

Betriebsübergang zu einer Anzeige bei der

Rechtsanwaltskammer und, wenn diese einen

Erstreckungsantrag für nicht erforderlich hält,

auch gegenüber der DRV zu raten.

b) Vertraglicher Arbeitgeberwechsel

Werden nach einer Zulassung zum Syndikus-

rechtsanwalt weitere Arbeitsverhältnisse als

Syndikusrechtsanwalt aufgennmmenoder tritt

innerhalb eines bereits bestehenden Arbeits-

verhältnisses eine wesentliche Änderung

der Tätigkeit ein, weil zusätzlich Aufgaben in

einem anderen Unternehmen übernommen

werden, z. B. innerhalb eines Konzerns, so ist

ein Antrag nach § 46b Abs. 3 BRAG auf Erstre-

ckung der Zulassung als Syndikusrechtsan-

waltauf die weiteren Arbeitsverhältnisse bzw.

auf die geänderte Tätigkeit zu stellen10. Wurde

versäumt, einen Erstreckungsantrag zu stel-

len, darf der Syndikusrechtsanwalt in seinem

weiteren Arbeitsverhältnis nicht als Syndikus-

rechtsanwaltauftreten. Folgt man der Auffas-

sung, wonach eine anwaltliche Tätigkeit für

einen Arbeitgeber ohne Zulassung als Syndi-

kusrechtsanwalt berufsrechtlich unzulässig ist

(siehe hierzu unten 3.), darf der Syndikusrechts-

anwaltfür den weiteren Arbeitgeber auch nicht

anwaltlich im Sinne von § 46 Abs. 3 BRAG tätig

sein.

c) Erstreckungsantrag

Wenn das Arbeitsverhältnis des Syndikus-

rechtsanwalts endet und nahtlos ein neues

Arbeitsverhältnis begründet wird, stellt sich

die Frage, ob es einer erneuten Zulassung als

Syndikusrechtsanwalt nach ~ 46a BRAG oder

ob es einer Erstreckung der bestehenden Zulas-

sungauf das neue Arbeitsverhältnis nach § 46b

Abs. 3 BRAG bedarf. Nach dem Wortlaut erfolgt

die Erstreckung auf „weitere" Arbeitsverhält-

nisse. Dies spricht für eine Parallelität. Es sollte

mit der zuständigen Rechtsanwaltskammer

besprochen werden, ob ein Erstreckungsan-

trag oder ein Zulassungsantrag gestellt wird.

Wenn, was die Regel sein wird, der Antrag zu

einem Zeitpunkt gestellt wird, zu dem das bis-

herigeArbeitsverhältnis des Syndikusrechtsan-
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3. Zulassungspflicht?

Zum Teil wird die Auffassung vertreten, Unter-
nehmensjuristen, die die Tätigkeitsmerkmale
eines Syndikusrechtsanwalts erfüllen, seien
verpflichtet, eine Zulassung als Syndikusrechts-
anwalt zu beantragen ~. Die Befürworter einer
Zulassungspflicht stützen sich auf den Wortlaut
des § 46 Abs. 2 Satz 2 BRAG. Danach bedür-
fen Syndikusrechtsanwältezur Ausübung ihrer
anwaltlichen Tätigkeitfür ihren Arbeitgeber im
Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses der Zulas-
sung. Die Gegenauffassung verweist darauf,
dass nur derjenige Unternehmensjurist als
Syndikusrechtsanwalt tätig ist, der als sol-
cherzugelassen ist. Ohne Zulassung erbringe
ein Unternehmensjurist zwar möglicherweise
juristische, aber eben keine anwaltliche Tätig-
keitals Syndikusrechtsanwalt1z.Richtigerweise
ist zu differenzieren. Wer als Syndikusrechts-
anwaltauftreten und die sich daraus ergeben-
den Privilegien nutzen möchte, muss über eine
Zulassung als Syndikusrechtsanwalt verfügen.
Wer aber nicht als Syndikusrechtsanwalt auf-
tritt, bedarf auch keiner Zulassung.

Eine Zulassungspflicht kann zudem nicht beste-
hen, weil ein Alt-Syndikus regelmäßig die Zulas-
sungsvoraussetzungennicht erfüllen wird. Ein
Alt-Syndikus wird keine Ergänzungsvereinba-
rung zu seinem Arbeitsvertrag haben, die eine
Tätigkeit als „Syndikusrechtsanwalt" vorsieht
und die Weisungsgebundenheit in fachlichen
Angelegenheiten ausschließt. Dem Einwand,
entscheidend sei nicht die Arbeitsvertragsge-
staltung,sondern die tatsächliche Praxis ist ent-
gegen zu halten, dass eine allgemeine Vermu-
tung,ein Arbeitgeberwolle sein Weisungsrecht
in fachlichen Angelegenheiten einschränken,
nicht besteht. Das Weisungsrecht des Arbeit-
gebersgehört zum Kernbestand seiner Rechte

aus einem Arbeitsvertrag. Es kann nicht vermu-
tet werden, dass der Arbeitgeber konkludent
hierauf verzichten möchte, selbst wen n er dem
Unternehmensjuristen faktisch fachliche Frei-
räumegewährt.

4. Berufsbezeichnung von Alt-Syndizi

Es ist darauf zu achten, dass aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen (§ 5 UWG) keine Ver-

da sie im Rechtsverkehr suggerieren könnte,
es liege eine Zulassung als Syndikusrechtsan-
waltvor. Eine Bezeichnung als Unternehmens-

jurist, Legal Counsel oder Assessor ist hingegen

unproblematisch. Ob weiterhin die Bezeich-
nung als„Rechtsanwalt" geführt werden kann,
wenn eine Zulassung als niedergelassener
Rechtsanwalt besteht, ist umstritten. Dafür

spricht, dass der Alt-Syndikus ein niedergelas-
senerRechtsanwalt ist. Zwar darf er im Rahmen

seines Arbeitsverhältnisses nicht als Rechtsan-

watt für seinen Arbeitgeber anwaltlich tätig

sein, da dies Syndikusrechtsanwälten vorbehal-

tenist. Aufgrund der unterschiedlichen Berufs-
bezeichnungen (§ 46a Abs. 4 Nr. 2 BRAG) ist
eine Verwechselungsgefahr zwischen einem
niedergelassenen Rechtsanwalt und einem

Syndikusrechtsanwalt jedodrausgeschlossen.

I II. Befreiung von der Renten-
versicherungspflicht

1. Beschlüsse des Bundesverfassungs-
gerichts vom 19.07.2016

Dem Bundesverfassungsgericht lagen Ver-
fassungsbeschwerden gegen die Urteile des
Bundessozialgerichts vom 03.04.201413 vor.

Mit Beschlüssen vom 19.07.201614 und vom
22.07.201615 hat das Bundesverfassungsge-

richt die Verfassungsbeschwerden nicht zur
Entscheidung angenommen. Aufgrund der
gesetzlichen Neuregelung, die in § 231 Abs.4b
und 4c SGB VI die Möglichkeit der rückwirken-
den Befreiung vorsieht, verneinte das BVerfG
die grundsätzliche Bedeutung derVerfassungs-
beschwerden, dadiese sich auf ein außer Kraft
getretenes oder geändertes Recht beziehen.

Das BVerfG hat in seiner Begründung gleich-
wohl wertvolle Hinweise für das Verständ-

nis der neuen gesetzlichen Regelungen zur

rückwirkenden Befreiung gegeben~b. Nach
§ 231 Abs. 4b Satz 5 SGB VI kommt eine rück-
wirkende Befreiung nicht in Betracht, wenn
eine Befreiung von der Versicherungspflicht
als Syndikusrechtsanwalt aufgrund einer
vor dem 04.04.2014 ergangenen Entschei-
dung bestandskräftig abgelehnt wurde. Das
BVerfG erwägt, Rechtsanwälte, die aufgrund
des Rundschreibens der DRV vom 12.7 2.2014 ~

Die Arbeitsver-

tragsgestaltung sollte

berücksichtigen,

dass die Zulassung

nicht erteilt oder

widerrufen werden

kann und dass es

zu Versetzungen

kommen kann.

~ ~ Diese Auffassung vertritt vor allem die RAK

Hamburg, siehe Merkblatt der RAK Hamburg

für einen Antrag auf Zulassung als Syndikus-

rechtsanwalt, Stand 25.07.2016, Rn. 13; Kury,

BRAK-Magazin 7/2016 5. 3; vgl. auch Löwe,

BRAK-Magazin 1 /2016 S. 7.

~Z HenssledDeckenbrock,KeineZulassungspflicht

für Alt-Syndizi mit gültigen Befreiungsbescheid,

N1 W 2016 5.1.345.

13 Siehe Fn. 2.

14 BVerfG, Besohl. v. 19.071016, 1 BvR 2584/14,
NJ W 2016 5.2.731.

15 BVerfG, Besohl. v. 22.072076, 1 BvR 2534/14,

BeckRS 2016, 49933.

~fi Siehe hierzu Schafhausen, ArbRAktuell, 2016
5.398.
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~~ NZA 2015 5.29.

~B BVerfG, Beschl. v. 19.07.2016, 1 BvR 2584/14,
NJ W 2016 5.2.731, Rn. 12 f.

19 In den beiden entschiedenen Fällen zehn

Prozentbzw.30 %des RegelpFlichtbeitrags.

20 BVerfG, Beschl. v. 22.071016, 1 BvR 2534/14,
BeckRS 2016, 49933, Rn. 16.

21 Vgl. Hu N, Das neue Recht der Syndikusrechts-
anwälte: erste Erfahrungen und offene Fragen,
BB 2076 S. 1.480.

~z Siehe Hinweis im Merkblatt der RAK Hamburg
für Anträge auf Zulassung als Syndikusrechts-
anwalt,Stand 25.07.2016, Rn. 10.

z3 Gesetzentwurfvom 05.09.2016,BT-Drs. 18/9521.

~4 Artikel 21 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzentwurfs vom
05.091016, BT-Drs. 18/9521.

ihre Befreiungsanträge zurückgenommen
haben, vom Ausschlusstatbestand des § 231
Abs. 4b Satz 5 SGB VI auszunehmen und ver-

weisthierzu auf den sozialrechtlichen Herstel-

lungsanspruch18.Obdies auch in Fällen gilt, in

denen die Rücknahme nach Verabschiedung

der gesetzlichen Neuregelung am 21.12.2015

erfolgte oder ob in diesen Fällen die Ausschöp-

fung des Instanzenrechtszugs der Sozialge-

richtesowie eine Verfassungsbeschwerde erfor-
derlich ist, bleibt eine offene Frage.

Das BVerfG hat noch einen weiteren für die
rückwirkende Befreiung wertvollen Hinweis

gegeben. Gemäß § 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI

setzt eine rückwirkende Befreiung für Zeiten

vor dem 01.04.2014 voraus, dass für diese
Zeiten einkommensbezogene Pflichtbei-

träge an ein berufsständisches Versorgungs-

werkgezahlt wurden. Das BVerfG führt hierzu
aus, dass auch die Entrichtung lediglich eines
Mindestbeitrags gem. der Satzung des Ver-
sorgungswerks19 einen einkommensbezoge-

nen Pflichtbeitrag darstellt20.

2. Auswirkungen auf anhängige
Befreiungsverfahren der Alt-Syndizi

Anhängige Befreiungsverfahren nach dem

alten Recht sollten solange aufrechterhalten

bleiben, bis über den Antrag auf rückwirkende

Befreiung nach neuem Recht entschieden ist.

Erst wenn eine bestandskräftige rückwir-

kende Befreiung vorliegt, ist zu überlegen,

anhängige Widersprüche oder Klagen gegen

die Verweigerungder Befreiung in derVergan-

genheit zurückzunehmen, soweit der Befrei-
ungsbescheidden inStreit stehenden Zeitraum
erfasst. Anderenfalls droht aufgrund dervorste-
henddargestellten Regelung des § 231 Abs.4b
Satz 5 SGB ein Verlust der Möglichkeit auf rück-

wirkende Befreiung.

3. Befreiungszeitpunkt bei

Neuzulassungen

Die DRV vertritt die Auffassung, die Befreiung
von der Rentenversicherungspflicht könne erst
ab dem Zeitpunkt der Zulassung als Syndikus-
rechtsanwalt erteilt werden21. Die Zulassung

als Syndikusrechtsanwalt kann nicht rückwir-

kend erfolgen. Dies hat zu der Folgeproble-
matikgeführt, dass bei einer Beendigung der
Tätigkeit, für die die Zulassung als Syndikus-

rechtsanwalt und die Befreiung von der Ren-

tenversicherungspflicht beantragt wurde, vor

Erteilung der Zulassung die DRV keine Befrei-

ungen gewährtzz.

Weitere Folge ist, dass bei einem Wechsel der

Tätigkeiten vorübergehend eine Rentenversi-

cherungspflicht besteht, wenn die Zulassung

als Syndikusrechtsanwalt für die neue Tätig-

keitnicht bei Beginn der Tätigkeit bereits vor-

liegt. Der Vermeidung derartiger Lücken dient

ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur

Änderung des § 46a Abs. 4 BRA023. Hiernach
soll die Zulassung rückwirkend auf den Zeit-

punkterfolgen, zu dem der Antrag auf Zulas-

sung eingegangen ist bzw., falls die Tätigkeit

erst nach Antragstellung beginnt, zum Zeit-

punkt des Beginns der Tätigkeit. Diese Rege-

lungsoll rückwirkend zum 01.01.2016 in Kraft

treten24.

IV. Arbeitsvertragsgestaltung

1. Anspruch auf Arbeitsvertrags-

ergänzung zur Ermöglichung der

Zulassung?

Die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt setzt

u. a. voraus, dass der Arbeitgeber sein Wei-

sungsrecht einschränkt, in dem die Wei-

sungsfreiheit des Syndikusrechtsanwalts in

fachlichen Angelegenheiten vertraglich fest-

geschrieben wird. Außerdem muss dem Syn-

dikusrechtsanwalt die Befugnis, nach außen

verantwortlich zu handeln, vertraglich zuge-

sichert werden. Grundsätzlich besteht keine
Verpflichtung eines Arbeitgebers gegenüber

seinem Arbeitnehmer, das arbeitsvertragliche

Weisungsrecht zu beschränken oder Befug-

nisse imAußenverhältnis zuerteilen.

Ein Anspruch, als Syndikusrechtsanwalt tätig

zu sein, kann sich nicht aus einer bisherigen

Beschäftigung als Alt-Syndikus ergeben, da es

sich bei dem Syndikusrechtsanwalt um einen

neuen Typusdes Rechtsanwalts handelt. Liegt

aber die ZusageeinerTätigkeit als Syndikus-

rechtsanwalt vor, so ergibt sich daraus die

Verpflichtung des Arbeitgebers, auch die ver-

traglichen Voraussetzungen für eine solche

Tätigkeit zu schaffen. Hat sich ein Arbeitneh-

merauf die ausgeschriebene Stelle eines Syn-

dikusrechtsanwalts beworben und verweigert

24 CRP 01-02/2017



der Arbeitgeber die hierfür erforderlichen
arbeitsvertraglichen Regelungen, so wäre ein
Schadensersatzanspruch des Bewerbers denk-
bar,wenn ihm aus diesem Grund die Zulassung
als Syndikusrechtsanwalt versagt bleibt25. Zu
diskutieren wäre auch, ob aus Gleichbehand-
lungsgründen ein Anspruch auf eine Arbeits-
vertragsergänzung besteht, wenn vergleichba-
renUnternehmensjuristen eine entsprechende
Vertragsergänzung angeboten wird, ohne dass
eine Rechtfertigung für die Ungleichbehand-
lung erkennbar ist.

Auswirkungen einer nicht erteilten
oder widerrufenen Zulassung

Erfolgt keine Zulassung zum Syndikusrechts-
anwalt, dadie hierfür erforderlichen Vorausset-
zungen nichtvorliegen, kann derArbeitnehmer
gleichwohl dieTätigkeit eines Unternehmens-
juristen ausüben. Es ist ihm auch möglich, die
vom Arbeitgeber eingeräumten Befugnisse
wahrzunehmen. Ihm ist lediglich verwehrt, als
Syndikusrechtsanwalt nach außen aufzutre-
ten und die sich daraus ergebenden Privile-
gien (Vertretung des Arbeitgebers in gericht-
lichen Verfahren ohne Anwaltszwang; Legal
Privileges im Bereich des Zivilrechts) zu nutzen.
Nur in Ausnahmefällen wird die Tätigkeit des
Unternehmensjuristen zwingend die Zulas-
sungals Syndikusrechtsanwaltvoraussetzen. In
der Regel wird er auch ohne diese Zulassung
seine arbeitsvertraglichen Pflichten erfüllen
können, sodass eine personenbedingte Kün-

digungwegen des Fehlens oder des Widerrufs
der Zulassung grundsätzlich nicht in Betracht
kommen wird.

3. Vertragsklauseln

Bei Alt-Syndizi werden die arbeitsvertraglichen
Anpassungen zur Ermöglichung der Zulassung
als Syndikusrechtsanwalt in der Regel über eine
Vertragsergänzung durchgeführt. Bei Neuein-
stellungenwerden die entsprechenden Rege-
lungen zumeist direkt in den Arbeitsvertrag
eingearbeitet. An folgende Regelungen ist zu
denken:

a) Tätigkeit

Es sollte ausdrücklich erwähnt werden, dass
eineTätigkeit als Rechtsanwalt (Syndikusrechts-
anwalt) bzw. Rechtsanwältin (Syndikusrechts-

anwältin) erfolgt. Zudem sollte, insbesondere,
wenn dies nach demjeweiligen Antragsformu-
lar der Rechtsanwaltskammer gefragt ist, die
Organisationseinheit angegeben werden, in
der die Tätigkeit erfolgt.

Von besonderer Bedeutung für die Zulassung
ist dieTätigkeitsbeschreibung.Hierauf ist Sorg-
falt zu verwenden, da die DRV, die von der
Rechtsanwaltskammer im Zulassungsverfah-
renangehört wird, die Tätigkeitsbeschreibung
ebenfalls prüft und zur Grundlage ihrer Stel-
lungnahme macht. Da die Tätigkeitsbeschrei-
bung vom Arbeitgeber und vom Arbeitneh-
merunterzeichnet werden muss, empfiehlt es
sich, dieTätigkeitsbeschreibung als Anlage zum
Arbeitsvertrag zu verwenden.

b) Fachliche Unabhängigkeit und
Eigenverantwortlichkeit

Es muss die fachliche Unabhängigkeit aus-
drücklich vertraglich vereinbart werden
(§ 46 Abs. 4 Satz 2 BRAO). Hierzu finden sich
oft Musterformulierungen in den jeweili-
gen Antragsformularen und Merkblättern
der Rechtsanwaltskammern. Diese sehen vor,
zusätzlich auch die Eigenverantwortlichkeit
im Sinne von § 46 Abs. 3 BRAG vertraglich zu
vereinbaren.

c) Befugnis zur Vertretung

Die Befugnis, das Unternehmen nach außen
verantwortlich zu vertreten (§ 46 Abs. 3
Nr. 4 BRAO), sollte arbeitsvertraglich geregelt
werden. Eine Prokura oder Handlungsvollmacht
sind aufjeden Fall ausreichend. Aberauchjede
andere Befugnis, nach außen Erklärungen im
Namen des Arbeitgebers abzugeben, reicht
aus. Dabei ist eine Abschlussvollmacht nicht
erforderlich; eine Verhandlungsvollmacht
reicht aus~b.

d) Zulassung

Da bei Abschluss des Arbeitsvertrages die Par-
teiennicht sicher sein können, dass tatsächlich
eine Zulassung erfolgt und dass diese dauer-
haft bestehen bleibt, sollte geregelt werden,
welche Auswirkungen ein Unterbleiben der
Zulassung oder ein späterer Widerruf der Zulas-
sungauf den Bestand des Arbeitsverhältnisses
haben.

25 Müller/v. Kummer/ Wengenroth, Praxis der
Beschäftigung von Syndikusrechtsanwälten,
Herausforderungen und Lösungswege, DB 2016
5. 1.193 f.

zb Vgl. Merkblatt der RAK Hamburg, Stand
25.07.2016, Rn. S.
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27 Vgl. Merkblatt der RAK Hamburg, Stand

25.07.2076, Rn. 5.

ze Gesetzentwurf vom 16.06.2015, BT-Drs. 18/5201,

5.41.

29 Müller/v. Kummer/Wengenroth, DB 20165.1.193,

1.797.

30 Mülledv.Kummer/Wengenroth,D620165.1.193,

1.197.

31 Ausschussempfehlung vom 02.12.2015,

BT-Drs.18/6915, 5.23.

e) Anzeigepflichten

Der Arbeitgeber ist im Zulassungsverfahren

nicht beteiligt. DieVerpflichtung,Änderungen

der Tätigkeit der Rechtsanwaltskammer anzu-

zeigen, trifft allein den Syndikusrechtsanwalt.

Damit der Arbeitgeber prüfen kann, ob der Syn-

dikusrechtsanwaltseiner Anzeigepflicht nach-

kommt,sollte vereinbart werden, dass der Syn-

dikusrechtsanwaltden Arbeitgeber über seine

Anzeigen von Tätigkeitsänderungen gegen-

über der Rechtsanwaltskammer, über einen

Erstreckungsantrag sowie über einen etwai-

gen Widerruf der Zulassung informiert. Diese

Verpflichtung könnte noch ergänzt werden um

Anzeigen des Syndikusrechtsanwalts gegen-

überder DRV,damit der Arbeitgeber überprü-

fen kann, ob die Befreiungsvoraussetzungen

weiterhin vorliegen.

f) Versetzungsvorbehalt

Noch ungeklärt ist die Auswirkung, die die

arbeitsvertragliche Gestaltung eines Syndikus-

rechtsanwalts auf den Versetzungsvorbehalt

des Arbeitgebers hat. Der Versetzungsvorbe-

haltkann inzweifacher Hinsicht eingeschränkt

sein. Die Vereinbarung, als Syndikusrechtsan-

walt tätig zu werden, kann bedeuten, dass

nur solche Tätigkeiten zugewiesen werden

dürfen, die eine Zulassung als Syndikusrechts-

anwaltermöglichen. Zwar müssen nicht sämt-

liche Tätigkeiten des Syndikusrechtsanwalts

anwaltlich sein, die anwaltlichen Tätigkeiten

müssen aber prägen. Die Zuweisung einer

Tätigkeit, bei der keine prägenden anwaltli-

chenTätigkeiten mehr vorliegen, könnte daher

vom Versetzungsvorbehalt nicht mehr umfasst

sein. Es ist daher zu überlegen, vertraglich aus-

drücklich zu vereinbaren, ob im Rahmen des

Versetzungsvorbehalts auch Tätigkeiten zuge-

wiesen werden dürfen, die zum Verlust der

Zulassung als Syndikusrechtsanwalt führen

können. Arbeitnehmer, die als Syndikus-

rechtsanwalt neu eingestellt werden, dürften

eine solcheVertragsklauselallerdings als unat-

traktiv empfinden. Des Weiteren besteht ein

Spannungsfeld zwischen dem Erfordernis, die

Tätigkeitsbeschreibung beiderseits zu unter-

zeichnen und dem einseitigen Versetzungs-

vorbehalt des Arbeitgebers. Die DRV soll die

Auffassung vertreten, dass die Tätigkeitsbe-

schreibung auchTeildes Arbeitsvertrages sein

müsse27. Es sollte daher geregelt werden, dass

die Tätigkeitsbeschreibung den Versetzungs-

vorbehalt unberührt lässt. Gleichwohl wird

ein Arbeitgeber bei der Ausübung des Ver-

setzungsvorbehalts im Rahmen seines Ermes-

sensetwaige Auswirkungen auf die Zulassung

als Syndikusrechtsanwalt zu berücksichtigen

haben.

g) Variable Vergütung

Besondere Aufmerksamkeit erfordert die Ver-

einbarung einer variablen Vergütung. Gemäß

§ 49b Abs. 2 Satz 1 BRAG besteht bei Rechts-

anwälten ein Verbot der erfolgsabhängigen

Vergütung. Dies gilt auch für Syndikusrechts-

anwälte28.Allerdings sind Regelungen zur vari-

ablenVergütung, insbesondere bei Arbeitneh-

mern in Führungspositionen, üblich. Dieses

Spannungsfeld ist dadurch aufzulösen, dass

auch mit Syndikusrechtsanwälten variableVer-

gütungen vereinbart werden können, deren

Höhe aber nicht an den Erfolg der anwaltli-

chen Tätigkeit anknüpfen darf. Unproblema-

tischwäre demnach eine Berücksichtigung des

Unternehmenserfolgs29. Ebenso unproblema-

tisch wären Ziele, die außerhalb der anwalt-

lichen Tätigkeit liegen. Werden mit einem

Syndikusrechtsanwalt individuelle Ziele ver-

einbart, ist somit darauf zu achten, dass die

Zielerreichung nicht den Bereich der fachli-

chen Unabhängigkeit berührt. Wird z. B. eine

variable Vergütung für den Fall einer erfolg-

reichen Unternehmenstransaktion, an der der

Syndikusrechtsanwalt anwaltlich beteiligt ist,

vereinbart, könnte dies die Freiheit des Syn-

dikusrechtsanwalts,auf rechtliche Risiken hin-

zuweisen, beeinträchtigen30. Die Vereinba-

rungvon Zielen organisatorischer Art (z. B. der

Aufbau eines Vertragsmanagementsystems

oder eine Neuordnung der Rechtsabteilung)

würde demgegenüber die fachliche Unabhän-

gigkeitnicht berühren.

h) Haftung

Der Syndikusrechtsanwalt haftet gegenüber

seinem Arbeitgeber nach den allgemeinen

Regeln des Zivil- und Arbeitsrechts. Dabei

finden die Grundsätze der Arbeitnehmerhaf-

tung Anwendung31. Wenn diese Grundsätze

für angemessen erachtet werden, bedarf es

keiner arbeitsvertraglichen Regelung. Da die

Grundsätze der Arbeitnehmerhaftung zwin-

gendes Arbeitnehmerschutzrecht sind, kann
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hiervon zu Ungunsten des Syndikusrechtsan- rechtsanwalt. Ob er einen Anspruch gegen
watts nicht abgewichen werden. den Arbeitgeber auf Erstattung hat, richtet

sich nach den Grundsätzen der Auslagenerstat-
i) Kosten tung gem. §§ 670, 675 BGB. Hierfür kommt es

darauf, in wessen Interesse die Zulassung zum
Die Zulassung zum Syndikusrechtsanwalt löst Syndikusrechtsanwalt erfolgt. Es empfiehlt
Gebühren aus. Zudem sind Kammerbeiträge sich, hierzu eine Regelung im Arbeitsvertrag zu
zu entrichten. Diese schuldet der Syndikus- treffen. ❑

Zum Thema:
17. Heidelberger Bankrechtstage,
23.-24.10.2017, Heidelberg

www. FC-Heidelberg.de

PRAXISTIPPS

❑ Bei jeder Änderung des Arbeitsvertrags ist zu prüfen, ob die Änderung einen Bezug zurTätigkeit hat. Bei jeder Änderung
der Tätigkeit ist zu prüfen, ob diese wesentlich im Hinblick auf Inhalt und Umfang der anwaltlichen Tätigkeit ist. Wenn
ja, ist eine Anzeige an die Rechtsanwaltskammer und ggf. ein Erstreckungsantrag erforderlich.

❑ Bei der Gestaltung der arbeitsvertraglichen Regelungen ist zu bedenken, was gelten soll, wenn keine Zulassung zum
Syndikusrechtsanwalt (mehr) vorliegt.
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